PAGE  
2









Anlage zur Verordnung des Ministers für Inneres und 







Verwaltung vom 13. Oktober 2008 (Pos. 1187)
AUFENTHALTSORDNUNG FÜR PERSONEN, DIE IN STATIONEN FÜR FESTGENOMMENE ODER ZUR AUSNÜCHTERUNG EINGELIEFERTE PERSONEN UNTERGEBRACHT WERDEN

§ 1. 1. Die festgenommene oder zur Ausnüchterung eingelieferte Person, die in der Station aufgenommen wird, wird unverzüglich:
1) über die ihr zustehenden Rechte und obliegenden Pflichten informiert;

2) mit den Bestimmungen dieser Ordnung vertraut gemacht;

3) darüber informiert, dass die Station mit einem 24-Stunden-Überwachungssystem ausgestattet ist – falls dieses installiert ist.


2. Der festgenommenen oder zur Ausnüchterung eingelieferten Person, die der polnischen Sprache nicht mächtig ist, wird ermöglicht, sich über die Angelegenheiten, die den Aufenthalt in der Station betreffen, durch einen Dolmetscher zu unterhalten.

3. Wenn der Kontakt mit der festgenommenen oder zur Ausnüchterung eingelieferten Person wegen Bewusstseinsstörungen erschwert ist, sind die Handlungen, von denen in Abs. 1 die Rede ist, vorzunehmen, nachdem die Ursache für das Unterlassen dieser Pflichterfüllung aufgehört hat.

4. Die Erfüllung der Pflichten, von denen in Abs. 1 die Rede ist, wird in einem Buch, in dem der Dienstablauf in den Stationen für festgenommene oder zur Ausnüchterung eingelieferte Personen festgehalten wird, erfasst, das nachstehend „Dienstbuch“ genannt wird.

§ 2.1. In der Station werden nicht aufgenommen:

1) vorbehaltlich des Abs. 3 – Minderjährige, die nach den Vorschriften über die Art und Weise der Behandlung von Anliegen von Minderjährigen in einer Polizeistelle für Kinder untergebracht werden sollen;
2) schwangere Frauen ab der 28. Schwangerschaftswoche und stillende Mütter;

3) festgenommene oder zur Ausnüchterung eingelieferte Personen – falls Unstimmigkeiten in den Unterlagen festgestellt werden, welche die Grundlage für deren Aufnahme bilden;
4) festgenommene oder zur Ausnüchterung eingelieferte Personen – mangels einer ärztlichen Bescheinigung, von der in § 6 die Rede ist.


2. Die Verweigerung der Aufnahme einer Person in der Station ist im Dienstbuch unter Angabe des Grundes für die Verweigerung zu erfassen.

3. Abs. 1 Ziffer 1 findet auf minderjährige Straftäter, die unter Alkoholeinfluss oder dem Einfluss eines ähnlich wirkenden Mittels stehen, keine Anwendung.


§ 3. 1. Die festgenommene, in der Station untergebrachte Person ist unverzüglich zu entlassen:
1) wenn die Ursache für deren Festnahme nicht mehr vorliegt;

2) auf Anordnung oder Verfügung des Gerichts;
3) auf Anordnung des Staatsanwalts;
4) vor Ablauf von 48 Stunden nach Festnahme, es sei denn, dass diese Person in dieser Zeit dem Gericht zur Verfügung überlassen wurde und ein Antrag auf Anordnung der Untersuchungshaft vorliegt;
5) wenn ihr innerhalb von 24 Stunden ab ihrer Überlassung zur Verfügung an das Gericht kein Beschluss über die Anordnung der Untersuchungshaft gegen sie zugestellt wurde.

2. Mindestens zwei Stunden vor Ablauf der Dauer der Festnahme ist der Leiter der Organisationseinheit der Polizei oder einer anderen befugten Behörde, zu deren Verfügung die Person in der Station untergebracht wurde, über die ablaufende Zeit des Aufenthaltes zu informieren und die Art der weiteren Behandlung der in die Station eingelieferten Person abzustimmen.

3. Die Übermittlung der Informationen über die getroffenen Entscheidungen, von denen in Abs.1 und 2 die Rede ist, ist in das Dienstbuch einzutragen.

§ 4. Die zur Ausnüchterung eingelieferte Person muss entlassen werden:
1) zum Zeitpunkt der Ausnüchterung, jedoch nicht später als vor Ablauf von 24 Stunden;

2) aufgrund einer ärztlichen Bescheinigung, der zu entnehmen ist, dass ein weiterer Aufenthalt der Person in der Station zu einer Gefahr für ihr Leben oder Gesundheit führen kann.

§ 5.1. Die zur Ausnüchterung eingelieferte Person wird unverzüglich ärztlichen Untersuchungen und in begründeten Fällen auch einer sanitären Behandlung unterzogen und es wird ihr medizinische erste Hilfe geleistet.

2. In begründeten Fällen wird die festgenommene Person ärztlichen Untersuchungen und einer sanitären Behandlung unterzogen und es wird ihr medizinische erste Hilfe geleistet.

3. Die ärztlichen Untersuchungen und sanitäre Behandlung werden unter Anwendung des medizinischen Wissens – innerhalb der Grenzen der jeweiligen Zulassungen – entsprechend von einem Arzt, Arzthelfer, Krankenpfleger oder einer Krankenschwerster durchgeführt.

4. Der Ablauf und die Ergebnisse der ärztlichen Untersuchungen und sanitären Behandlung, die in der Station durchgeführt werden, werden im Buch, in dem Arztbesuche festgehalten werden, erfasst.

5. Es werden keine ärztlichen Untersuchungen und sanitäre Behandlung durchgeführt, wenn die festgenommene oder zur Ausnüchterung eingelieferte Person diesen früher unterzogen wurde.

6. Falls bei der festgenommenen oder zur Ausnüchterung eingelieferten Person erhebliche Störungen der Gesundheitsfunktionen des Körpers festgestellt werden oder wenn ein diesbezüglicher Verdacht besteht, wird sofort der medizinische Notdienst oder medizinische Rettungsdienst verständigt.


§ 6. In der Station wird die festgenommene oder zur Ausnüchterung eingelieferte Person aufgenommen, nachdem sie vorher von einem Arzt untersucht worden ist, der eine Bescheinigung darüber ausstellt, dass der Aufnahme in der Station aus medizinischer Sicht nichts entgegensteht, wenn:
1) diese Person eine schwangere Frau ist;

2) diese Person sich in einem Zustand unter Alkoholgenuss befindet oder betrunken ist oder unter dem Einfluss von Rauschmitteln oder Psychopharmaka steht;
3) am Körper dieser Person Verletzungen sichtbar sind oder wenn sie sich an einer Schlägerei beteiligt hat;

4) diese Person erklärt, dass sie an Erkrankungen leidet, die einer ständigen oder periodischen Behandlung bedürfen;
5) diese Person verlangt, medizinisch versorgt zu werden;

6) das Verhalten dieser Person Symptome von psychischen Störungen erkennen lässt oder wenn es sich aus den vorliegenden Informationen ergibt, dass sie eine ansteckende Krankheit haben kann;


§ 7.1 Nachdem die festgenommene oder zur Ausnüchterung eingelieferte Person in der Station aufgenommen worden ist, ist sie verpflichtet:
1) Angaben zu ihrer Person, zum Meldeort und zu ihrem Gesundheitszustand zu machen,
2) Folgendes in einem Depot zu hinterlegen:
a) Ausweise, Zahlungsmittel und Wertgegenstände (z.B. Ehering, Siegelring, Ring und Uhr),

b) Kommunikationsmittel und technische Geräte, die der Aufnahme und Wiedergabe von Informationen dienen,

c) Gegenstände, die eine Gefahr für die Ordnung oder Sicherheit in der Station darstellen, insbesondere Gegenstände mit scharfen Kanten oder einem scharfen Abschluss (z.B. Rasiermesser, Rasierklingen, Metallschneidegeräte), Überwältigungsmittel, Rauschmittel, psychotrope Substanzen und Alkohol sowie Schursenkel, Gürtel, Schal wie auch Streichhölzer und Feuerzeug sowie andere Gegenstände, deren Maße oder Menge gegen die festgelegte Ordnung oder Sicherheit des Aufenthaltes in der Station verstoßen.

2. Die festgenommene oder zur Ausnüchterung eingelieferte Person wird gründlich durchsucht, damit ihr die Ausweise, Zahlungsmittel und Gegenstände, die in dem Depot zu hinterlegen sind, weggenommen werden können.


§ 8.1 Die Gegenstände, von denen in § 7 Abs. 1 Ziffer 2 die Rede ist, werden unter Angabe ihrer besonderen Merkmale in einen Hinterlegungsschein eingetragen, den die festgenommene oder zur Ausnüchterung eingelieferte Person, die in der Station aufgenommen wird, sowie der Polizeibeamte, der diese hinterlegt hat, unterschreiben.

2. Falls die Unterschriftsleistung von der festgenommenen oder zur Ausnüchterung eingelieferten Person, die in der Station aufgenommen wird, verweigert wird oder falls dies unmöglich ist, wird es auf dem Hinterlegungsschein vermerkt und dabei auf die Anwesenheit eines anderen Polizeibeamten hingewiesen, der diese mit seiner Unterschrift bescheinigt.

§ 9.1 Der festgenommenen oder zur Ausnüchterung eingelieferten Person, die in der Station aufgenommen wird, wird seitens eines Polizeibeamten, der für das Funktionieren der Station zuständig ist, oder eines in der Station Dienst habenden Polizeibeamten ein Zimmer für festgenommene oder zur Ausnüchterung eingelieferte Personen und ein Schlafplatz zugewiesen.

2. Personen des anderen Geschlechts werden separat untergebracht.

3. Die zur Ausnüchterung eingelieferte Person wird nicht in einem Zimmer gemeinsam mit nüchternen Personen untergebracht.

4. Die Person, die das 18. Lebensjahr nicht vollendet hat, wird nicht in einem Zimmer gemeinsam mit Volljährigen untergebracht.

§ 10. 1. Die festgenommene oder zur Ausnüchterung eingelieferte Person, die sich in der Station befindet, nutzt ihre eigene Kleidung, Unterwäsche und Schuhe.

2. Ersatzkleidung wird einem in der Station aufgenommenen, festgenommenen Verurteilten, Angeklagten, Verdächtigen oder einer Person zur Verfügung gestellt, die unter dem Verdacht steht:
1) eine Straftat mit terroristischem Charakter begangen zu haben;

2) sich an einer kriminellen Vereinigung zu beteiligen;
3) eine Straftat mit besonderer Grausamkeit, unter Anwendung einer Feuerwaffe oder Sprengstoff begangen zu haben.

3. Wenn die Gegenstände, von denen in Abs. 1 die Rede ist, zur Nutzung nicht geeignet sind oder deren Nutzung aus hygienischen Gründen unzulässig ist, kann die festgenommene oder zur Ausnüchterung eingelieferte Person die notwendige Kleidung, Unterwäsche und Schuhe kostenlos erhalten.

4. Die Entscheidung über die kostenlose Überlassung der Kleidung, Unterwäsche und Schuhe an die festgenommene oder zur Ausnüchterung eingelieferte Person, die sich in der Station befindet, wird vom Leiter der Organisationseinheit der Polizei, der für den Standort der Stationen zuständig ist, oder einer von ihm beauftragten Person getroffen.


5. Die in der Station untergebrachte Person bekommt kostenlos Körperpflegemittel, die für die persönliche Hygiene erforderlich sind, darunter insbesondere Seife und Handtuch für die Zeit, in der diese genutzt werden.

6. Während der Nachtruhe und auch zu einer anderen Tageszeit, wenn ein Grund dafür vorliegt, werden der festgenommenen Person eine zur individuellen Nutzung vorgesehene Matratze, ein Kopfkissen, eine Decke (im Winter und Herbst zwei Decken) sowie Bettwäsche – zwei Bettlaken und ein Kissenbezug zur Verfügung gestellt.

7. Die zur Ausnüchterung eingelieferte Person bekommt die Gegenstände, von denen in Abs. 6 die Rede ist, für die Dauer des Aufenthaltes in der Station.


§ 11.1. Die in der Station untergebrachte Person ist berechtigt:

1) über die in dem Depot hinterlegten Gegenstände, von denen in § 7 Abs. 1 Ziffer 2 die Rede ist, zu verfügen, wenn diese nicht zurückbehalten wurden;
2) drei mal täglich eine Mahlzeit, darunter mindestens eine warme Mahlzeit, und Getränke zum Durststillen zu bekommen und wenn es wegen des gesundheitlichen Zustands dieser Person erforderlich ist, eine Diät entsprechend den ärztlichen Anordnungen zu erhalten, wobei:
a) der Energiewert der Mahlzeiten, der nach den Normen gemäß der Verordnung des Ministers für Inneres und Verwaltung vom 12. September 2002 über die Fälle, in denen Polizeibeamte Verpflegung bekommen, und über die Normen für diese Verpflegung (rozporządzenie w sprawie przypadków otrzymywania przez policjanta wyżywienia oraz norm tego wyżywienia) (polnisches Gesetzblatt Nr. 166, Pos. 1366) bestimmt wird, soll betragen:
· 60 % der Schulnorm SZ – nicht weniger als 2600 kcal;
· 75 % der Schulnorm SZ – nicht weniger als 3200 kcal für schwangere Frauen und Personen, die das 18. Lebensjahr nicht vollendet haben,
b) die Normen gemäß lit. a werden um 50 % erhöht, wenn die festgenommenen Personen länger als 6 Stunden eskortiert werden;
c) wenn die Mahlzeiten für die festgenommenen Personen in Strafvollzugsanstalten und Untersuchungshaftanstalten, für die der Justizminister zuständig ist, zubereitet werden, kommen die Normen zur Anwendung, die der Verordnung des Justizministers vom 2. September 2003 über die Bestimmung des Werts der täglichen Verpflegungsnorm und Art der Diäten für die Inhaftierten in Strafvollzugsanstalten und Untersuchungshaftanstalten (rozporządzenie w sprawie określenia wartości dziennej normy wyżywienia oraz rodzaju diet wydawanych osobom osadzonym w zakładach karnych i aresztach śledczych) (polniches Gesetzblatt Nr. 167, Pos. 1633 und aus dem Jahre 2006, Nr. 48, Pos. 457) zu entnehmen sind;
d) die Mahlzeiten werden nach Ablauf von mindestens 6 Stunden nach Festnahme zu folgenden Uhrzeiten gegeben:

· Frühstück 700 – 800 

· Mittagessen 1200 – 1400 

· Abendessen 1800 – 1900 

e) keine Mahlzeit bekommt eine im Betrunkenheitszustand festgenommene Person, deren Aufenthalt in der Station einen Zeitraum von 12 Stunden nicht überschreitet,
f) die zur Ausnüchterung eingelieferte Person bekommt nur Getränke zum Durststilen, insbesondere Tee, Kaffee oder Wasser;
3) ärztlich versorgt zu werden;
4) sanitäre Anlagen und Körperpflegemittel, die für die persönliche Hygiene notwendig sind, zu nutzen;

5) Gegenstände des religiösen Kultus bei sich zu führen – unter der Voraussetzung, dass ihre Eigenschaften keine Gefahr für die Sicherheit in der Station darstellen;
6) religiöse Praxis auszuüben und religiöse Dienste in Anspruch zu nehmen, und zwar so, dass es gegen die Ordnung und Sicherheit in der Station nicht verstößt;

7) Presse zu lesen;

8) Tabakware und Presse für ihr eigenes Geld zu erwerben und diese im Zimmer für festgenommene oder zur Ausnüchterung eingelieferte Personen zu haben sowie Gegenstände des persönlichen Gebrauchs, die der persönlichen Hygiene dienen, zu kaufen und diese in dem Zimmer zu haben, unter der Voraussetzung, dass diese Gegenstände und ihre Verpackungen keine Gefahr für die Ordnung und Sicherheit in der Station darstellen;
9) an einer dafür vorgesehenen Stelle Tabak zu rauchen – mit Zustimmung des in der Station Dienst habenden Polizeibeamten;

10) Pakete mit Kleidungsstücken, Schuhen und anderen Gegenständen des persönlichen Gebrauchs sowie mit Verband- und Hygienemitteln und mit Medikamenten, die mit Zustimmung des Arztes übergeben werden können, in Empfang zu nehmen, nachdem diese in Anwesenheit dieser Person kontrolliert worden sind; die Medikamente werden der in der Station untergebrachten Person von einem Arzt oder Polizeibeamten entsprechend den mit dem Arzt getroffenen Abstimmungen herausgegeben;
11) Ersuche, Beschwerden und Anträge bei dem für das Funktionieren der Station zuständigen Polizeibeamten und dem Kommandanten der Organisationseinheit der Polizei, in der sich die Station befindet, einzureichen.


2. Die Ausübung der in Abs. 1 Ziffer 8 aufgeführten Rechte ist durch einen Polizeibeamten nicht häufiger als einmal täglich, entsprechend nach Möglichkeit zu gewährleisten.

§ 12. 1. Die festgenommene oder zur Ausnüchterung eingelieferte Person, die in der Station untergebracht wurde, ist verpflichtet:
1) die Bestimmungen dieser Ordnung einzuhalten;
2) den Anweisungen des in der Station Dienst habenden Polizeibeamten Folge zu leisten;
3) die Nachtruhe zwischen 2200 – 600 und an Feiertagen bis 700 einzuhalten;

4) die Grundsätze des gesellschaftlichen Zusammenlebens zu beachten;
5) für die persönliche Hygiene und die Sauberkeit der Station zu sorgen;

6) die Ausrüstung der Station bestimmungsgemäß zu nutzen;

7) den in der Station Dienst habenden Polizeibeamten über einen Krankheitsfall, Selbstverletzung oder ein anderes Ereignis mit gefährlichen Folgen unverzüglich zu informieren;


2. Die zur Ausnüchterung eingelieferte Person ist verpflichtet, eine Gebühr für den Aufenthalt in der Station zu entrichten.


§ 13. 1. Der Person, die aus der Station entlassen wird, werden die Ausweise, Zahlungsmittel und Gegenstände zurückgegeben, die in dem Depot hinterlegt wurden. Die Zahlungsmittel und Gegenstände werden aus dem Depot nicht herausgegeben, wenn diese zurückbehalten oder im Rahmen einer Sicherheit oder Verwaltungszwangsvollstreckung gepfändet wurden.

2. Beim Entlassen einer Person aus der Station zwecks deren Übergabe wird ein Teil des Hinterlegten, insbesondere Ausweise, Kommunikationsmittel, technische Geräte zur Aufnahme und Wiedergabe von Informationen sowie die Gegenstände, von denen in § 7 Abs. 1 Ziffer 2 lit. c di Rede ist, ausgenommen Schnursenkel, Gürtel und Schal, für die Dauer des Transports vom Führer der Eskorte oder vom Begleiter übernommen und anschließend werden die Ausweise, Zahlungsmittel und Gegenstände einer befugten Person am Zielort der Eskorte übergeben.

3. Die in dem Depot hinterlegten Gegenstände können einer befugten Person auf schriftlichen Antrag des Eigentümers dieser hinterlegten Gegenstände herausgegeben werden.
